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Die Schweizer Medienvielfalt 
ist in Gefahr. Auch weil 
die Wettbewerbshüter  
den Grossverlagen nicht  
auf die Finger schauten,  
sagt Hans-Ulrich Helfer.

IntervIew SanDro Stoll 

In einem eingeschriebenen Brief an die 
Wettbewerbskommission vom 12. Sep-
tember 2013 haben Sie die zunehmende 
Machtkonzentration in der Schweizer 
Medienlandschaft kritisiert und der 
Weko Untätigkeit in dieser Frage vor-
geworfen. Was ist der Anlass für diese 
Anschuldigungen?
Hans-Ulrich Helfer: Hintergrund mei-
nes Vorstosses ist die 
wachsende Sorge um die 
Schweizer Medienland-
schaft, die in rasantem 
Tempo zu verarmen 
droht. Sie steht damit 
nicht allein da, aber für 
unser föderalistisch or-
ganisiertes und direkt-
demokratisch regiertes 
Land ist eine vielfältige 
Medienszene von beson-
derer Bedeutung. Als 
Präsident der Vereini-
gung «Humanitas Helve-
tica» besuche ich regel-
mässig OSZE-Konferenzen zu den The-
men  Medien- und Informationsfreiheit. 
 Besonders aufgefallen ist mir dabei 
 Folgendes: In Afrika, Osteuropa und 
Zentralasien müssen die Menschen für 
mehr Medienfreiheit kämpfen – in der 
Schweiz dagegen müssten wir mit 
 genauso viel Energie dafür einstehen, 
dass die Freiheit und die Vielfalt der 
Medien nicht immer weiter abgebaut 
werden. 

Konkret kritisieren Sie in Ihrem Brief 
die Übernahme des alteingesessenen 
Winterthurer «Landboten» durch den 

Medienkonzern Tamedia. Was ist daran 
nicht in Ordnung? Man kann der 
 Tamedia im Raum Zürich ja keine 
marktdominierende Stellung vor werfen.
Helfer: Einverstanden, es gibt in  Zürich 
kein Monopol. Aber es ist ein weiterer 
Schritt in diese Richtung. Und ganz 
wichtig: Dem Brief liegt eine Klage zu-
grunde, die ich im Namen der Gesell-
schaft «Humanitas Helvetica» bereits 
im Oktober 2011 eingereicht habe. Es 
geht in dieser Klage eben nicht bloss 
um den «Landboten», sondern um wei-
ter greifende mutmassliche Abspra-
chen zwischen der NZZ Mediengruppe 
und der Tamedia über die Aufteilung 
des Regionalzeitungsmarktes in der 
Deutschschweiz. Wenn es stimmt, was 
mir von vertrauenswürdigen Informan-
ten zugetragen wurde, dann verlief bei 
den Zeitungskäufen und -verkäufen 
der letzten Jahre nicht alles so, wie es 

nach unseren Gesetzen 
hätte sein sollen – und 
im Sinne der Medien-
freiheit war es schon 
gar nicht.

Konkret, welche Hin-
weise haben Sie?
Helfer: Ich stütze mich 
auf Informanten, die sa-
gen, sie hätten die Deals 
der grossen Verlagshäu-
ser schwarz auf weiss 
gesehen. Aber beweisen 
kann ich es nicht. 

Was sagen diese Leute denn?
Helfer: Sie sagen zum Beispiel, es gebe 
Verträge, in denen Gebiets- und Preis-
absprachen gemacht worden seien. Das 
wäre eindeutig verboten. Was mich an 
der Wettbewerbskommission stört, ist, 
dass sie bis jetzt nicht bereit gewesen 
ist, unsere Hinweise sorgfältig zu prü-
fen – obwohl mein Anwalt mehrmals 
schriftlich und mündlich nachgehakt 
hat. Das Gleiche passierte übrigens 
schon dem Schweizer Gewerbever-
band, der 2011 monierte, die Tamedia 
habe mutmasslich ihre marktbeherr-
schende Stellung in der Westschweiz 

zur rasanten Erhöhung der Anzeigen-
preise missbraucht. Schon damals hat 
es die Weko ohne plausible Begrün-
dung abgelehnt, dem mutmasslichen 
Preismissbrauch nachzugehen. Das 
Dossier wurde unbearbeitet an den 
Preisüberwacher abgeschoben, der no-
tabene bereits begangene Monopol-
missbräuche gar nicht mehr ahnden 
kann.

Ihrer Meinung nach stiehlt sich die 
Wettbewerbskommission also aus der 
Verantwortung?
Helfer: Ja. Wir haben der Weko ganz 
klar signalisiert: Es gibt Leute, die 
unsere Mutmassungen stützen können. 
Wir haben der Weko auch offeriert, 
dass jemand unter Zeugnisschutz aus-
sagen würde, aber die Weko wollte 
nicht darauf eingehen und hat uns den 

Schutz der Anonymität nur unter nicht 
zu erfüllenden Auflagen zugesichert.

Worauf führen Sie die Ihrer Meinung 
nach schleppende Behandlung ihrer 
Klage zurück?
Helfer: Ausgewiesene Kartellrecht-
Spezialisten haben mir vor der Einrei-
chung der Klage gesagt: Wenn Sie das 
so einreichen, gibt es nächste Woche 
Hausdurchsuchungen bei der NZZ und 
der Tamedia. Doch passiert ist zu mei-
nem Erstaunen nichts. Möglicherweise 
waren meine Anwälte nicht gut genug, 
oder dann liegt der Grund halt doch bei 
der Weko – vielleicht hat man ja ein-
fach Angst vor der geballten Macht der 
grossen Verlagshäuser. 

Falls Sie bei der Weko abblitzen  sollten, 
wie geht es dann weiter?
Helfer: Wenn die Weko bezüglich des 
«Landboten» zum Schluss käme, dass 
die Übernahme in dieser Form nicht 
stattfinden kann, dann wäre ich für den 
Moment einmal zufrieden. Wenn aber 
wieder nichts ist, werde ich den Kampf 
aus finanziellen Gründen wohl aufge-
ben müssen. Ausser, einer der Parla-
mentarier, die ich angeschrieben habe, 
nimmt sich der Sache doch noch an. 
Einen anderen Weg sehe ich nicht, zu-
mal es laut  meinen Anwälten keine 
Möglichkeit für eine Aufsichtsbe-
schwerde gibt. 

Was sagen Sie eigentlich zum Verband 
Schweizer Presse, der ist in dieser 
Frage auch ziemlich ruhig.
Helfer: Das ist ja das Traurige, alle 
sind ruhig. Ich kenne viele renom-
mierte Schweizer Journalisten seit Jah-
ren persönlich, mit einigen stehe ich 
durch meinen Verein, der sich neben 
der Medienfreiheit auch mit der 
 Korruption beschäftigt, in engem 
 Kontakt. Aber kein Einziger hat auf 
meine Informationen reagiert. Nie-
mand macht etwas, alle haben Angst.

Gut, dass Sie an uns geraten sind ...
Helfer (lacht): ... ja, man hat mir einen 
Tipp gegeben. 

«niemand macht etwas, alle haben angst»
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Eine liste der Budgetanträge, 
die der Städteverband erstellt 
hat, zeigt: Die Mehrheit der 
Schweizer Städte dürfte für 
das Jahr 2014 rote Zahlen 
veranschlagen. 

bErn «Wir stellen fest, dass für 2014 
mehr Städte als früher ein Defizit bud-
getieren», sagt Martin Tschirren, stell-
vertretender Direktor des Schweizeri-
schen Städteverbandes. Der Fall sein 
dürfte das laut seinen Einschätzungen 
bei der Hälfte bis drei Viertel der 
Städte. Vor allem steigende Ausgaben 
im Schul- und im Sozialwesen schlügen 
vielerorts zu Buche. Auch Verbund-
aufgaben für den Verkehr kosten die 
Städte Geld. 

Dass Wachstum generell die Bud-
gets der Städte belastet, verneint 
Tschirren. Wegen des innerkantonalen 
Finanzausgleichs sei aber in einigen 
Kantonen der Zuzug von neuen, guten 
Steuerzahlern ein Nullsummenspiel 
für die Städte. «Der Ressourcenaus-
gleich innerhalb des Kantons frisst die 
Gewinne der Stadt wieder weg.» Gibt 
es ein solches Problem, müssen die 
Städte bei ihren Kantonen vorstellig 
werden. «Der Städteverband kann 
 Argumente liefern, aber nicht anstelle 
seiner Mitglieder mit den Kantonen 
verhandeln», stellt Tschirren klar. Der 
Verband fordert deshalb, dass die Kom-
munen in Steuerdiskussionen von 
Bund und Kantonen einbezogen 
 werden.

Die Zentrumslasten der grösseren 
Städte sind gestiegen und betragen pro 
Kopf 1000 bis 2000 Franken mehr als in 
den angrenzenden Gemeinden. Das 
zeigt eine im Oktober veröffentlichte 
Studie des Bundesamtes für Raum-
planung. Alte, Arbeitslose, Arme, Aus-
zubildende und Ausländer, die mehr 
Kosten verursachen, leben tendenziell 
eher in Städten.

Sorgen bereiten den Städten und 
auch den Gemeinden die Pläne des 
Bundesrates für die Unternehmens-
steuerreform III. «Falls die Gewinn-
steuer für Unternehmen generell ge-
senkt wird, würde das für Städte und 
Gemeinden Steuerausfälle von rund 
1,5  Milliarden Franken bedeuten, sagt 
Tschirren.

Zürich hat ein Defizit von 231,6 Mil-
lionen Franken veranschlagt und Bern 
eines von 1,7 Millionen. Grund des Mi-
nus in Bern ist, dass das Stadtparla-
ment für Quartierzentren mehr ausge-
ben und so den Rückzug des Kantons 
kompensieren will. Das letzte Wort hat 
am 24. November das Stimmvolk. Die 
Stadt Lausanne rechnet mit einem 
Fehlbetrag von 31,4 Millionen Fran-
ken. 

Die Steuern erhöhen will von den 
grössten Städten nur Winterthur, und 
auch ein Sparprogramm ist angekün-
digt. Winterthur hatte zunächst – mit 
höheren Steuern – ausgeglichene Zah-
len. Grund des Defizits von voraus-
sichtlich 1,3 Millionen Franken ist, 
dass der Kanton Zürich der Stadt eine 
beantragte finanzielle Hilfe nicht ge-
währte. (sda)

In einer Ustertag-rede hat 
ETH-Rektor Lino Guzzella da-
vor gewarnt, an Gymnasien 
mehr Schülerinnen und Schüler 
aufzunehmen.
 
UStEr Eine höhere Maturitätsquote 
würde «das duale Bildungssystem, um 
das uns das Ausland beneidet, gefähr-
den», sagte ETH-Rektor Guzzella ges-
tern in Uster. Zudem würde der Über-
tritt vom Gymnasium an eine universi-
täre Hochschule erschwert werden. 
Auf keinen Fall dürften aber die beiden 
Bildungswege gegeneinander ausge-
spielt werden.

Der berufliche Erfolg und damit der 
gesellschaftliche Aufstieg sei in der 
Schweiz nicht nur über den Gymnasial-
weg möglich, sagte Guzzella. Jungen 
Leuten stünden auch mit einer Berufs-
lehre, der Berufsfachschule und der 
Berufsmittelschule «praktisch alle 
 Optionen offen». Es gebe viele Bei-
spiele erfolgreicher Karrieren in Wirt-
schaft, Politik, Kultur und selbst in der 
Wissenschaft, die mit einer Berufs-
lehre begonnen hätten. Jugendliche 
könnten am Erfolg wachsen und hätten 
auch die Möglichkeit, später Ausbil-
dungen zu absolvieren, und zwar 
«dann, wenn die Zeit dafür reif ist».

Hohes Niveau erhalten
Guzzella ist überzeugt, dass bei stei-

genden Maturitätsquoten die Qualität 
der gymnasialen Ausbildung nicht ge-
halten werden könnte. Mehr Maturan-

dinnen und Maturanden führten auch 
nicht automatisch zu einer höheren 
Akademikerquote. Die Schweiz weise 
nämlich mit ihrer für den OECD-Raum 
niedrigen Maturitätsquote einen über-
durchschnittlich hohen Anteil an Per-
sonen mit einem Hochschulabschluss 
auf. Dank einer «sinnvollen Auswahl» 
der Gymnasiastinnen und Gymnasias-
ten sei die Erfolgsquote später höher.

Zudem führe dank den Berufsmit-
telschulen und den Fachhochschulen 
ein zweiter Weg zum Hochschul-
abschluss. Statt über die «richtige 
 Maturaquote» zu streiten, sollte es laut 
Guzzella darum gehen, die Ausbildung 
an den Gymnasien auf hohem Niveau 
zu halten. Die Anstrengungen der Gym-
nasien müssten sowohl von Bildungs-
politikern wie auch von den universitä-
ren Hochschulen unterstützt werden.

Keine Fachhochschul-Doktoren
Nichts hält der ETH-Rektor davon, 

den pädagogischen Hochschulen und 
den Fachhochschulen zu erlauben, 
selbst Doktortitel zu vergeben. Ein 
eigenständiges Promotionsrecht würde 
seiner Ansicht nach zu einem Ausein-
anderdriften der Hochschulen unter-
schiedlichen Typs führen.

In Uster wird alljährlich an eine 
Volksversammlung vom 22. November 
1830 erinnert. Damals forderte die Zür-
cher Landbevölkerung von den «gnädi-
gen Herren» in Zürich nicht nur Steuer-
erleichterungen und angemessene 
Vertretung im Kantonsparlament, son-
dern auch «Verbesserung des Schul-
wesens». (sda)

mehrheit der Städte schreibt 
für 2014 wohl rote Zahlen

etH-rektor warnt  
vor zu vielen maturanden
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Jugendliche fordern gleiche 
Rechte für Homosexuelle
bErn Das Plenum der Eidgenössischen 
Jugendsession hat gestern zehn Forde-
rungen verabschiedet. Gleich mit zwei 
Petitionen fordert die Jugendsession 
Rechtsgleichheit von Homosexuellen 
und Heterosexuellen. Erstens wird die 
vollständige Gleichstellung in Bezug auf 
die Ehe verlangt. Zweitens wollen die 
Jugendlichen, dass in der Bundesver-
fassung die Diskriminierung aufgrund 
sexueller Orientierung und Geschlechts-
identität explizit verboten wird.

Protest auf dem Bundesplatz 
gegen CVP-Initiative
bErn 250 Menschen haben am Sams-
tag in Bern gegen die CVP-Initiative 
«Für Ehe und Familie – gegen die 
 Heiratsstrafe» protestiert. Zur Kund-
gebung auf dem Bundesplatz hatten 
Lesben- und Schwulenorganisationen 
aufgerufen. Sie stören sich daran, 
dass die CVP-Initiative die Ehe in der 
Verfassung explizit auf heterosexu-
elle Paare begrenzen will. Für die 
 Lesbenorganisation Schweiz und die 
Schwulenorganisation Pink Cross ist 
eine solche Diskriminierung inakzep-
tabel. 

Prämien dürften laut CSS-Chef 
wieder stärker steigen
bErn Die Prämien der Krankenkassen 
dürften nach Einschätzung von CSS-
Chef Georg Portmann künftig wieder 
stärker ansteigen. Einen Prämien-
schock werde es aber nicht geben, 
sagte er in einem Interview der 
«Schweiz am Sonntag». 


